Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/336 


Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinien des 
Rates vom 27. Juni 1968 und vom 13. März 1969 zur An- 
gleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher 
Stoffe. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinien des Rates vom 27. Juni 1968 und 
vom 13. März 1969 zur Angleichung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschrilten für die Einstufung, Verpackung und Kenn- 
zeichnung gefährlicher Stoffe 

(Von der Kommission dem Rat vorgeschlagen) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere auf Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1967 zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- j 
ten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeich- 
nung gefährlicher Stoffe *) und in der Richtlinie des 
Rates vom 13. März 1969 zur Änderung der vorste- 
hend erwähnten Richtlinie 2 ) ist in den Artikeln 10 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 196 
vom 16. August 1967, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Euro} äi sehen Gemeinschaften Nr. L 68 
vom 19. März 1969, f , 1 


bzw. 2 bestimmt, daß die Mitgliedstaaten die zur Be- 
folgung dieser Richtlinien erfoderlichen Maßnahmen 
treffen und sie spätestens ab 1. Januar 1970 anwen- 
den. 

Im Laufe der Arbeiten für die Durchführung dieser 
Richtlinien sind unerwartete Schwierigkeiten aufge- 
treten; es xSt daher angezeigt, die vorstehend ge- 
nannte Frist zu verlängern, 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie des Rates 
vom 27. Juni 1967 und in Artikel 2 Absatz 1 der 
Richtlinie des Rates vom 13. März 1969 vorgesehene 
Frist wird bis zum 1. Januar 1971 verlängert: 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Begründung 


In den Richtlinien des Rates vom 27. Juni 1967 *) 
und vom 13. März 1969 2 ) zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Ein- 
stufung, Verpackung und Kennzeichnung gefähr- 
licher Stoffe ist vorgeschrieben, daß die Mitglied- 
staaten die zur Befolgung dieser Richtlinien erfor- 
derlichen Maßnahmen treffen und sie spätestens 
ab 1. Januar 1970 anwenden. 

Die Mitgliedstaaten haben den zuständigen Dienst- 
stellen der Kommission mitgeteilt, daß sie diesen 
Termin nicht einhalten können. Im übrigen sind sie 
der Ansicht, daß es sinnvoll wäre, die Anwendung 
der genannten Richtlinien zu verschieben, bis eine 
Richtlinie über die Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten für gefährliche Zubereitungen in Kraft treten 
kann. 

In der Tat arbeitet die Kommission gegenwärtig in 
Zusammenarbeit mit den Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten einen Richtlinienvorschlag für gefähr- 
liche Zubereitungen aus. Diese Richtlinie ist jedoch 
erst in der letzten Phase des allgemeinen Programms 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 196 
vom 16. August 1967, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 68 
vom 19. März 1969, S. 1 


aufgeführt, das für die Kommission eine Frist bis 
zum 30. Juni 1970 vorsieht, um sie dem Rat vorzu- 
legen. Die Kommission kann sich grundsätzlich 
nicht damit einverstanden erklären, daß die An- 
wendung einer Richtlinie an die Anwendung einer 
anderen Richtlinie gebunden wird, die in einer spä- 
teren Phase des allgemeinen Programms vorgesehen 
ist. Im Falle der vorliegenden Richtlinie hatte der 
Rat diese Verknüpfung ausdrücklich ausgeschlossen, 
indem er in den Erwägungsgründen der Richtlinie 
vom 27. Juni 1967 vorsah, daß die Angleichung der 
Vorschriften für gefährliche Zubereitungen durch 
spätere Richtlinien geregelt werden soll. 

Die Kommission muß jedoch feststellen, daß uner- 
wartete Schwierigkeiten, die auf die Kompliziert- 
heit der Materie zurückzuführen sind, die Mitglied- 
staaten bisher daran gehindert haben, die erforder- 
lichen Maßnahmen zur Durchführung der Richtlinien 
des Rates vom 27. Juni 1967 und vom 13. März 1969 
zu treffen. 

Es scheint daher angezeigt, die bis zum 1. Januar 
1970 festgesetzte Frist zu verlängern. Mit Rück- 
sicht auf die Tatsache, daß die Durchführungsvor- 
schriften der betreffenden Richtlinie in mehreren 
Mitgliedstaaten unter die Zuständigkeit der gesetz- 
gebenden Gewalt fallen, muß eine Frist von einem 
Jahr vorgesehen werden. 
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